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Am Donnerstag, den 6. Februar
1997 war es wieder einmal soweit:
Die Bundesanstalt für Arbeit in
Nürnberg gab bekannt, daß in der
Bundesrepublik Deutschland der
höchste Stand der Arbeitslosigkeit
seit 1945 erreicht ist, und zwar mit
einer Zahl von 4,66 Millionen Ar-
beitslosen im Monat Januar 1997.
Damit wurden alle Schätzungen
und Befürchtungen übertroffen.

Verwunderlich ist diese Ent-
wicklung allerdings nicht. Seit län-
gerer Zeit bin ich irritiert davon –
und vielleicht geht es Ihnen, liebe
Kolleginnen und Kollegen, genau-
so – daß der Abbau von Arbeits-
plätzen in diesen Wochen die Er-
folgsmeldung Nr. 1 einer Vielzahl
von Unternehmen ist. Dies gleich-
zeitig versehen mit der festen Zu-
sage, es im kommenden Ge-
schäftsjahr noch „besser“ machen
zu wollen.

Ich kann mich nicht erinnern,
auch nur ein einziges Mal einen
konkreten Vorschlag oder gar ei-
ne konkrete Maßnahme erlebt zu
haben, die auf die Schaffung von
Arbeitsplätzen ausgerichtet war.
Der spektakuläre Donnerstag
scheint aber mehr als nur mit-
fühlende Besorgnis unter den Ver-
antwortlichen in Politik und Ge-
sellschaft ausgelöst zu haben.

Fokussiert auf den ärztlichen
Arbeitsmarkt ist aber eine derar-
tige Umstimmung noch nicht fest-
zustellen. Die offiziellen Arbeits-
losenzahlen sind noch vergleichs-
weise unspektakulär, insbesonde-
re wenn die Dauerarbeitslosigkeit
beleuchtet wird.

Woran liegt das? Mit an Sicher-
heit grenzender Wahrscheinlich-
keit ist es eine ungemessene ver-
deckte Arbeitslosigkeit unter Ärz-
tinnen und Ärzten, die den Blick
für die reale Situation verschlei-
ert. Teilzeitarbeitsverträge mit in
Wirklichkeit erbrachter Vollzeit-
arbeit dürften den größten Einzel-
posten der Rechnung ausmachen,
die niemand aufzumachen ge-
schafft hat.

Junge Ärztinnen und Ärzte
nach Ableistung der AiP-Zeit und
Fachärztinnen und -ärzte kurz
nach ihrer Anerkennung zur
Führung der Gebietsbezeichnung
mit befristeten Arbeitsverträgen
sind nach allem, was wir wissen,
die am häufigsten und schmerz-
lichsten Betroffenen.

Abgesicherte Erhebungen dar-
über gibt es aber bisher nicht, was
wohl daran liegt, daß die betroffe-
nen Kolleginnen und Kollegen –
völlig verständlicherweise – nicht
bereit sind, auch nur anonym über
ihre wahre Situation Auskunft zu
geben. Das Ziel, eine abgeschlos-
sene Weiterbildung zu erreichen,
läßt sie auch die eigentlich uner-
träglichsten Bedingungen in Kauf
nehmen.

Auch viele zur Weiterbildung
ermächtigte Kolleginnen und Kol-
legen sind in einer prekären Situa-
tion: einerseits wissen sie, daß
Vollzeitbeschäftigungen bei Teil-
zeitarbeitsverträgen zweifellos ei-
ne Form von Ausbeutung und da-
mit Verschleierung der wirklich
zur Patientenversorgung erfor-
derlichen Stellenkapazität ist, an-
dererseits können sie es nicht
übers Herz bringen, einzelnen ge-
genüber nein zu sagen, wenn sie
nicht selten regelrecht angebettelt
werden.

Doch dieser Zustand kann nicht
ewig andauern: Es ist geradezu
spürbar, wie sich dieses Arbeits-
marktproblem der jüngeren Ärz-
teschaft mischen wird mit den Tur-
bulenzen, welche die in freier Pra-
xis in der vertragsärztlichen Ver-
sorgung tätigen Ärztinnen und
Ärzte in den letzten Monaten und
Jahren durchmachen.

Die Ursachen für diese Situati-
on der Ärzteschaft sind zum Teil
vorhersehbar gewesen und wur-
den auch vorhergesehen. Seit 1977
haben wir vor einem umgekippten
Arbeitsmarkt für Ärztinnen und
Ärzte, exakt prognostiziert ab
Herbst 1983, gewarnt – und sind
dafür beschimpft worden. Eben-
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falls seit 1977 wird phantasielose
Kostendämpfungspolitik betrie-
ben, welche vorläufig gipfelt in der
heute geltenden mannigfachen
Budgetierung, die ihrerseits wie-
der zu Arbeitsplatzabbau, z. B. im
Kur- und Rehabilitationsbereich,
aber auch im Bereich der Akut-
krankenhäuser geführt hat und
führt.

Ein übriges tut speziell die Nie-
derlassungsbedarfsplanung, durch
welche der Anstieg der Zahl der
Vertragsärztinnen und Vertrags-
ärzte erheblich abgesenkt wurde,
und auch die Alternative der frei-
en Praxis für junge Fachärztinnen
und Fachärzte, aber auch für nicht
spezialisierte Ärztinnen und Ärz-
te, weitgehend an Bedeutung ver-
loren hat. Hinzugekommen ist die
Konkurrenz von nahezu 100 neu-
en Gesundheitsberufen, welche aus
ihrer Profession heraus Dienstlei-
stungen anbieten, die auch Ärztin-
nen und Ärzte erbringen könnten.

Ein besonderes Problem ist ent-
standen durch die Einführung der
sog. Pflichtweiterbildung für alle
Ärztinnen und Ärzte, welche sich
im vertragsärztlichen System nie-
derlassen wollen, und die durch
höchstricherliche Urteile für die
Krankenhäuser bestehende Ver-
pflichtung, zu jeder Tages- und
Nachtzeit rund um die Uhr den
sog. Facharztstandard bei der ärzt-
lichen Versorgung sicherstellen zu
müssen.

Dies bedeutet,daß erhöhte quan-
titative und qualitative Forderun-
gen an die ärztliche Weiterbildung
gestellt sind, während die Res-
sourcen für die arbeitsplatzbezo-
gene Weiterbildung abnehmen.
Hier sind auf unsere Ärztekam-
mern zunächst unlösbar erschei-
nende Probleme zugekommen.
Wie sehen die bisherigen Maß-
nahmen aus?

Durch die neue Weiterbildungs-
ordnung von 1992 ist gegenüber
früher eine stärkere Differenzie-
rung und damit Verschlankung
der einzelnen Weiterbildungsgän-

ge eingeführt worden. Durch die
Einführung der fakultativen Wei-
terbildungsgänge ist die eigentli-
che Facharztweiterbildung er-
leichtert. Nur wer meint, unbe-
dingt alle Zeugnisse und Beschei-
nigungen sammeln zu müssen,
möglicherweise ohne jemals Ge-
brauch davon machen zu können,
muß die daraus entstehenden
Engstellen passieren.

Die Akademie für ärztliche
Fort- und Weiterbildung und an-
dere Bildungseinrichtungen bie-
ten immer mehr Weiterbildungs-
inhalte in Kurssystemen an, um
die rückläufige arbeitsplatzbezo-
gene Weiterbildungskapazität zu
substituieren.

Mit anderen ärztlichen Organi-
sationen müssen sich auch die
Ärztekammern dafür einsetzen,
die Vorschriften des Arbeitszeit-
gesetzes durchzusetzen, um die
Möglichkeiten einer Vergröße-
rung des ärztlichen Arbeitsmark-
tes auszuschöpfen.

In der jetzt zu Ende gehenden
Amtsperiode der Kammerversam-
mlung hat die Ärztekammer
Nordrhein eine Broschüre über
ärztliche Arbeitsmarktprobleme
und die Kreation neuer Berufsfel-
der publiziert, welche schon einige
Erfolge auch über den Bereich
der Kammer Nordrhein hinaus
gezeitigt hat.

Aufmerksam machen sollten wir
auch auf die Möglichkeit, die ärzt-
liche Weiterbildung im EU- und
Nicht-EU-Ausland zu absolvieren,
namentlich das Vereinigte Köni-
greich bietet hier gute Chancen.

Schließlich muß immer wieder
daran erinnert werden, daß es ja
auch außerhalb der traditionellen
Bereiche der vertragsärztlichen Ver-
sorgung und des Krankenhaussek-
tors die Möglichkeit gibt, in freier
Praxis als niedergelassene Ärztin
und niedergelassener Arzt tätig zu
sein, auch wenn mehr als 90 Pro-
zent unserer Bevölkerung in der
Gesetzlichen Krankenversiche-
rung Pflichtmitglieder sind.

Warum soll es nicht möglich
sein, daß Ärztinnen und Ärzte mit
besonderen Qualifikationen, wie
z. B. Naturheilverfahren, Homöo-
pathie u. a., für solche Patientin-
nen und Patienten interessant
werden, die heute – ja auch auf ei-
gene Kosten – den Heilpraktiker
aufsuchen.

Alle Bemühungen müssen aber
im Endeffekt scheitern, wenn
nicht durch eine Novellierung der
Bundesärzteordnung und der Ap-
probationsordnung sowie die ent-
sprechende Anpassung der Kapa-
zitätsverordnungen die Nachwuchs-
ströme in den Arztberuf vermin-
dert werden.

Es ist unbedingt erforderlich,
noch in dieser Legislaturperiode
des Deutschen Bundestages die
entsprechenden gesetzgeberischen
Schritte durchzuführen. Sonst ist
der bereits eingeleitete Nieder-
gang des Arztberufes, der noch
ausgestattet ist mit einem hohen
Vertrauenskapital der Bevölke-
rung, nicht zu stoppen und umzu-
kehren.

Ein solcher Niedergang wäre
auf alle Zeit mit dem Namen See-
hofer verbunden.

Prof. Dr. Jörg Hoppe
Präsident der Ärztekammer

Nordrhein

4 Rheinisches Ärzteblatt 3/97

M E I N U N G


